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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 31. Juli 1964 

6 — 68070 — 5814/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften; 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der EWG für 


eine Verordnung des Rats mit zusätzlichen Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation für Obst und Gemüse. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 24. Juli 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen; die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Drudt: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
mit zusätzlichen Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 23 über die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Markt- 
organisation für Obst und Gemüse ^), insbesondere 
auf Artikel 3 Absatz 2 und Artikel 11 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Um die Ziele der Marktorganisation für Obst und 
Gemüse zu erreichen, sieht die Verordnung Nr. 23 
die Ergänzung der bereits bestehenden Maßnahmen 
durch Gemeinschaftsvorschriften vor, die einerseits 
das Funktionieren der Märkte und andererseits die 
Vereinheitlichung der von den einzelnen Mitglied- 
staaten gegenüber dritten Ländern angewandten 
Einfuhrregelungen entsprechend der Entwicklung 
der gemeinsamen Marktorganisation gewährleisten 
sollen. 

Im Rahmen der Vorschriften für das Funktionieren 
der Märkte müssen insbesondere Bestimmungen vor- 
gesehen werden, die einen Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage ermöglichen. 

Dieser Ausgleich muß auf einem Preisniveau er- 
folgen, das den Erzeugern nach Möglichkeit ein an- 
gemessenes Einkommen gewährleistet. Um diesen 
Ausgleich herzustellen, erscheint es daher zweck- 
mäßig, bei dem betroffenen Erzeugnis geeignete 
Interventionen vorzusehen, die für die gesamte 
Gemeinschaft Geltung haben. 

Die Gründung von Erzeugergemeinschaften, die 
ihren Mitgliedern die Beachtung bestimmter Regeln 
für die Erzeugung und Vermarktung vorschreiben, 
kann in Anbetracht der besonderen Merkmale des 
Obst- und Gemüsemarktes zur Verwirklichung der 
Ziele der Marktorganisation beitragen. 

Es müssen daher Vorschriften vorgesehen werden, 
welche die Gründung und die Tätigkeit dieser Ge- 
meinschaften erleichtern. Zu diesem Zweck sollten 
die Mitgliedstaaten ihnen Beihilfen zur Deckung 
eines Teils ihrer Verwaltungskosten gewähren. 
Diese Beihilfen müssen allerdings dynamischen 
Charakter haben und insbesondere zeitlich befristet 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 965 


sowie degressiv gestaltet sein, damit sich die finan- 
zielle Belastung der Erzeuger schrittweise erhöht. 

Im Hinblick auf eine Stabilisierung der Preise, vor 
allem auf regionaler Ebene, wäre es wünschenswert, 
daß diese Erzeugergemeinschaften sich in den Markt 
einschalten, vor allem durch Anwendung eines Auf- 
kaufpreises, bei dessen Unterschrcitung die Erzeug- 
nisse ihrer Mitglieder nicht dem Verkauf zugeführt, 
sondern für den menschlichen Genuß unbrauchbar 
gemacht werden. Sie müssen in diesem Falle den 
Erzeugern, deren Erzeugnisse nicht verkauft werden, 
eine Entschädigung gewähren. 

Um Preiseinbrüche in der ganzen Gemeinschaft zu 
vermeiden und die Tätigkeit der Erzeugergemein- 
schaften zu unterstützen, ist es ferner zweckmäßig, 
Maßnahmen zur Sanierung des Marktes zu treffen, 
die für die ganze Gemeinschaft Geltung haben. Bei 
ernsthaften Marktstörungen, welche die Einkommen 
der Erzeuger erheblich beeinträchtigen können, müs- 
sen diese Sanierungsmaßnahmen ferner mit Rück- 
sicht auf die besonderen Merkmale des Obst- und 
Gemüsemarktes den Aufkauf der Produktionsüber- 
schüsse umfassen, wobei den Erzeugern gewisse Ent- 
schädigungen auf Gemeinschaftsebene zu gewähren 
sind. 

Diese Maßnahme zur Marktsanierung sowie die 
vorgesehenen Entschädigungen dürfen die Ausrich- 
tung und Anpassung der Produktion, die auf der 
Grundlage einer regionalen Spezialisierung erreicht 
werden soll, nicht gefährden. Bei der Wahl der 
Intervcntionsmaßnahmen und insbesondere bei der 
Festsetzung des Richtpreises sowie des Preises, auf 
dessen Grundlage die Entschädigun-gen gewährt 
werden, muß daher die Lage in den Gebieten mit 
den günstigsten Produktionsbedingungen berück- 
sichtigt werden, um unter anderem eine Überpro- 
duktion der betreffenden Erzeugnisse in der Gemein- 
schaft zu verhindern. Außerdem muß der Anwen- 
dungsbereich dieser Maßnahmen auf den Markt be- 
stimmter Früchte und Gemüse beschränkt werden, 
deren Preisstabilität einen wichtigen Faktor für das 
Einkommen des Erzeugers darstellt. 

Mit Hilfe der Tätigkeit der Erzeugergemeinschaf- 
ten können die Preise auf einem normalen Niveau 
gehalten und somit die obligatorischen Maßnahmen, 
die auf Gemeinschaftsebene zur Beseitigung von 
Marktstörungen vorgesehen sind, in Grenzen ge- 
halten werden. Es erscheint daher angebracht, daß 
die Gemeinschaft einen Teil der den Erzeugerge- 
meinschaften in diesem Zusammenhang entstehen- 
den Ausgaben übernimmt. 

Die im Rahmen der Interventionsregelung vorge- 
sehenen Maßnahmen haben eine Stabilisierung des 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/2503 


Marktes bei den betreffenden Erzeugnissen zur 
Folge. Die Mitgliedstaaten können daher bei diesen 
Erzeugnissen auf die Anwendung der Bestimmungen 
von Artikel 10 der Verordnung Nr. 23 verzichten. 

Die Gesamtheit der für die Marktorganisation für j 
Obst und Gemüse vorgesehenen Bestimmungen 
bietet den Erzeugern der Gemeinschaft hinreichende 
Sicherheiten, so daß bei den Erzeugnissen der Tarit- 
nummer 07.01, ausgenommen die Tarifstelle 07.01 A, 
sowie der Tarifnummern 08.02 bis einschließlich 
08.09 des Gemeinsamen Zolltarifs die mengenmäßi- 
gen Beschränkungen und Maßnahmen gleicher Wir- 
kung bei der Einfuhr aus dritten Landern aufge- 
hoben werden können. 

Es muß jedoch möglich sein, in besonderen Fällen j 
Schutzmaßnahmen gegenüber Einfuhren aus Dritt- j 
ländern anzuwenden, die Praktiken zulassen, welche : 
eine außergewöhnliche Senkung des Preises der auf i 
dem Gemeinschaftsmarkt angebotenen Erzeugnisse i 
zur Folge haben. Hier muß die Möglichkeit vorge- | 
sehen werden, auf diese Erzeugnisse nach einem 
Gemeinschaftsverfahren eine Ausgleichsabgabe zu 
erheben, deren Höhe so festzusetzen ist, daß die 
Auswirkungen der genannten Praktiken aufgehoben 
werden; damit wird vermieden, daß Erzeugnisse, die 
zu außergewöhnlich niedrigen Preisen nach einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten eingeführt werden, 
Störungen auf den Märkten der Gemeinschaft her- 
vorrufen und die zur Stabilisierung dieser Märkte 
ergiffenen Maßnahmen in Frage stellen. 

Es muß verhindert werden, daß der Wettbewerb 
zwischen den Unternehmen der Gemeinschaft auf 
Aiisfuhrmärkten außerhalb der Gemeinschaft ver- 
fälscht wird. Aus diesem Grunde müssen gleiche 
Wettbewerbsbedingungen hergestellt werden, indem 
die Anwendung der gemeinsamen Qualitätsnormen 
auf die nach dritten Ländern ausgeführten Erzeug- 
nisse ausgedehnt und die in den Mitgliedstaaten 
bestehenden Beihilfesysteme durch ein Gemein- 
schaftssystem ersetzt worden, das es ermöglicht, bei 
der Ausfuhr nach Drittländern, soweit dies zum 
Schutz der Beteiligung der Gemeinschaft am inter- 
nationalen Handel mit Obst und Gemüse erforderlich 
ist, Rückvergütungen zu gewähren — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Erzeugergemeinschaften 

Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaalen erkennen als zugelassene 
Obst- und Gemüseerzeugergemeinschaften — ■ nach- 
stehend als zugelassene Erzeugergemeinschaften be- 
zeichnet — die Obst- und Gemüseerzeugergemein- 
schaften an, die die Rechtspersönlichkeit besitzen 
und vor allem den Zweck verfolgen, bei einem oder 
mehreren der in den Anhängen zur Verordnung 
Nr. 23 aufgeführten Erzeugnisse eine Konzentration 
des Angebots sowie eine Stabilisierung der Erzeu- 
gerpreise herbeizuführen. Voraussetzung hierfür ist, 


a) daß ihre Satzung Bestimmungen enthält, welche 
folgendes vorsehen: 

- - die Verpflichtung für die Mitglieder, bei dem 
bzw. den Erzeugnissen, die ihren Beitritt be- 
gründet haben, ihre gesamte Erzeugung über 
die Erzeugergemeinschaft abzusetzen; eine 
.Ausnahme bilden die Mengen, die Gegen- 
stand von Absatzverträgen sind, welche vor 
Beginn des Wirtschaftsjahres abgeschlossen 
und der Erzougergenieinschaft bekanntgege- 
ben wurden; 

die Bereitstellung geeigneter technischer 
Hilfsmittel an die Mitglieder für die Ver- 
packung und Vermarktung ihrer Erzeugnisse; 

— die qualitative Verbesserung der Erzeugnisse 
und die quantitative Anpassung der Erzeu- 
gung an die Absatzmöglichkeiten; 

b) daß ihre Satzung keine Bestimmung enthält, mit 
der der Absatz auf bestimmte Käufergruppen 
beschränkt oder den Käufern unferschiedliche 
Wettbewerbsbedingungen auferlegt werden; 

c) daß diese Erzeugergemeinschaften eine hinrei- 
chende Gewähr hinsichtlich der Dauer und der 
wirtschaftlichen Bedeutung ihrer Tätigkeit bieten. 

2. Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommis- 
sion für jede zugelassene Erzeugergemeinschaft in- 
! nerhalb von zwei Wochen nach deren Zulassung die 
j Angaben, die eine Beurteilung ihrer Tätigkeit sowie 
I ihrer wirtschaftlichen Bedeutung ermöglichen, vor 
allem 

— die Satzung der Erzeugergemeinschaft, 

— die Anzahl der Mitglieder, 

- die Erzeugnismengen, die über diese Erzeuger- 
gemeinschaft in den Verkehr gebracht werden 
können, 

— eine Beschreibung der Anlagen und technischen 
Hilfsmittel, 

— die angewandte Absatzmethode, 

— das zur Verfügung stehende Kapital. 

Wird die Zulassung rückgängig gemacht oder vor- 
übergehend zurückgezogen, so ist dies der Kommis- 
sion unverzüglich mitzuteilen. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten könnnen den zugelassenen 
Erzeugergemeinschaften Beihilfen zur Deckung eines 
Teils ihrer Verwaltungskosten gewähren; die Kosten 
für Interventionen auf dem Markt sind hiervor aus- 
geschlossen. 

Diese Beihilfen müssen auf die drei ersten Jahre 
des Bestehens der zugelassenen Erzeugergemein- 
schaft, vom Zeitpunkt der Zulassung an gerechnet, 
begrenzt werden und dürfen 

für das erste Jahr 75 v. H. 

für das zweite Jahr 50 v. H. 

für das dritte Jahr 25 v. H, 
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der in der Bilanz des jeweiligen Rechnungsjahres 
ausgewiesenen Verwaltunigskosten nicht überstei- 
gen. Hierbei können Vorschüsse auf der Grundlage 
der Verwaitungskosten gewährt werden, die im 
Haushaltsvoranschlag der zugelassenen Erzeugerge- 
meinschaften für die einzelnen Rechnungsjahre an- 
gesetzt sind. 

2. Die Mitgliedstaaten können den zugelassenen 
Erzeugergemeinschaften gewähren: 

— Vorschüsse auf der Grundlage der für die ein- 
zelnen Rechnungsjahre im Haushaltsvoranschlag 
angesetzten Verwaltungskosten; 

— Vorschüsse zur Deckung eines Teils der voraus- 
sichtlichen Kosten für Marktinterventionen. 

3. Die Mitgliedstaaten geben der Kommission die 
Maßnahmen, die auf Grund dieses Artikels ergriffen 
werden, sowie den Betrag der den einzelnen Erzeu- 
gergemeinschaften gewährten Beihilfen bekannt. 

Artikel 3 

1. Für die in den Anhängen izur Verordnung Nr. 23 
aufgeführten Erzeugnisse können die zugelassenen 
Erzengergemeinschaften einen nachstehend als Auf- 
kaufpreis bezeichneten Preis festsetzen, bei dessen 
Uinterschreitung die von den Mitgliedern der Er- 
zeugergemeinschaft angeiieferten Erzeugnisse nicht 
verkauft werden; die Erzeugergemeinschaften kön- 
nen in diesem Fall für die nicht verkauften Erzeug- 
nisse, die für den menschlichen Genuß unbrauchbar 
gemacht werden müssen, eine Entschädigung ge- 
währen. 

2. Die zugelaasenen Erzeugergemeinschaften, die 
ein Aufkaufpreissystem anzuwenden beabsichtigen, 
geben dem Mitgliedstaat, der die Zulassung ausge- 
sprochen hat, sowie der Kommission einen Monat 
vor Anwendung des Systems folgendes bekannt: 

— die Erzeugnisse, für die Aufkaufpreise vorge- 
sehen sind, 

— den Zeitabschnitt, in dem diese Preise angewandt 
werden sollen, 

— die Höhe der Aufkaufpreise und gegebenenfalls 
die Elemente, die bei der Festsetzung dieser 
Preise zugrunde gelegt wurden. 

Die Kommission genehmigt nach Anhörung des 
betreffenden Mitgliedstaats die Anwendung des ihr 
bekanntgegebenen Systems bzw. legt die daran vor- 
zunehmenden Änderungen fest. 

Nach dem gleichen Verfahren können Änderungen 
bereits geltender Systeme genehmigt werden. 

Artikel 4 

1. Der Aufkaufpreis für die im Anhang aufgeführ- 
ten Brzeugnisse darf 60 v. H. des Richtpreises nicht 
unterschreiten und muß mindestens 120 v. H. des in 
Artikel 6 vorgesehenen Mindestankaufpreises betra- 
gen. 


2. Der Betrag der an die Erzeuger zu zahlenden 
Entschädigungen entspricht bei den [genannten Er- 
zeugnissen für die Güteklassen EXTRA und I dem 
Ankaufpreis und bei den übrigen Güteklassen dem 
um einen Pauschalbetrag gekürzten Aufkaufpreis. 

3. Zur Finanzierung dieser Aufkaufmaßnahmen bil- 
den die zugelassenen Erzeugergemeinschaften für 
jedes Erzeugnis einen Intenvertionsfonds, der inte- 
grierender Bestandteil ihrer Bilanz ist und durch 
Beiträge finanziert wird, (deren Bemessungsgrund- 
lage die über die zugelassenen 'Erzeugerigemein- 
schaften abgesetzten Mengen bilden. 

Die Mitgliedstaaten erstatten die Ausgaben, die 
durch die Zahlung der in Absatz 2 genannten Ent- 
schädigungen verursacht werden, bis zur Höhe des 
Mindestankaufspreises zuzüglich der Hälfte des Un- 
terschieds zwischen diesem Preis und der Höhe der 
bezahlten Entschädigung, die restlichen Ausgaben 
gehen zu Lasten der Erzeugergemeinschaft. 

Artikel 5 

Der Rat erläßt bis spätestens 30. Juni 1965 die 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Titel; er be- 
schließt dabei mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission. Diese Durchführungsbestim- 
mungen betreffen insbesondere 

— die Kriterien /für die Beurteilung ider wirtschaft- 
lichen Bedeutung der Erzeugergemeinschaften, 

— die Festsetzung der Höhe der Entschädigungen, 

' — die Erstattung der sich /aus der Zahlung dieser 
Entschädigung ergebenden Ausgaben durch die 
Mitgliedstaaten, 

— die Kontrolle /der Tätigkeit der zugelassenen Er- 
zeugergemeinschaften. 


TITEL II 

Intenvertionen auf dem Markt 

Artikel 6 

1. Für jedes der im Anhang auf geführten Erzeug- 
nisse werden jährlich für jedes Wirtschaftsjahr bzw. 
für jeden der Zeitabschnitte, in /die dieses Wirt- 
schaftsjahr entsprechend der saisonalen Preisent- 
wicklung unterteilt werden kann, ein Richtpreis so- 
wie ein Mindestankaufpreis festgesetzt. 

Diese Preise haben für die gesamte Gemeinschaft 
Geltung. 

2. Der Richtpreis wird festgesetzt 

a) auf der Grundlage des arithmetischen Mittels 
der Notierungen, die während der drei der Ein- 
führung des Richtpreises vorhergehenden Jahre 
auf den repräsentativen Erzeugermärkten der 
einzelnen Mitgliedstaaten für ein einheimisches 
Erzeugnis mit genau festgelegten Handelsmerk- 
malen wie Sorte oder Art, Güteklasse, Größe und 
Verpackung ausschlaggebend waren; 
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b) unter Berüchsichtigunig der Ausrichtung, die der 
Produktion gegeben werden soll, um unter an- 
derem eine strukturelle Überproduktion der be- 
treffenden Erzeugnisse in der Gemeinschaft zu 
vermeiden. 

3. Bei der Festsetzung des Mindestankaufpreises, 
der 50 v. H. des Richtpreises nicht überschreiten darf, 
wird vor allem den niedrigsten ausschlaggebenden 
Notierungen Rechnung getragen, die bei der Berech- 
nung des in Absatz 2 Buchstabe a erwähnten arith- 
metischen Mittels berücksichtigt worden sind. 

4. Der Rat legt 

a) die Liste der repräsentativen Märkte und die 
Definition der Erzeugnisse 

b) sowie entsprechend dem folgenden Zeitplan die 
Richtpreise und die Mindestankaufpreise 

— bis zum 1. Mai für: 

Tomaten, Pfirsiche; 

— bis zum 1. Juli für: 

Tafeltrauben, Tafeläpfel und Tafelbirnen; 

— bis zum 1. Oktober für: 

Blumenkohl, Apfelsinen und Mandarinen 

fest; der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission. 

5. Für die erstmalige Anwendung der Vorschriften 
dieses Artikels 

— ist die Liste der repräsentativen Märkte sowie 
die Definition der Erzeugnisse bis spätestens 
30. Juni 1965 festzulegen, 

— geben die Mitgliedstaaten der Kommission die in 
Absatz 2 Buchstabe a erwähnten Notierungen für 
die Wirtschaftsjahre 1962/63, 1963/64 und 1964/65 
bekannt. 

Artikel 7 

1. Für jedes der im Anhang aufgeführten Erzeug- 
nisse teilen die Mitgliedstaaten der Kommission 
während des gesamten Wirtschaftsjahres an jedem 
Werktag die ausschlaggebende Tageisnotierung 
für die gleichen repräsentativen Märkte und das 
gleiche Erzeugnis mit, die als Grundlage für die Be- 
stimmung ides Richtpreises dienten. 

2. Für jedes der im Anhang aufgeführten Erzeug- 
nisse -setzt fdie Kommission an jedem Werktag einen 
nachstehend als Marktpreis bezeichneten Preis fest, 
der für die gesamte Gemeinschaft Geltung hat und 
dem arithmetischen Mittel der im vorstehenden Ab- 
satz genannten ausschlaggebenden Tagesnotierun- 
gen entspricht. 

Artikel 8 

1. Liegt der Marktpreis bei einem bestimmten Er- 
zeugnis an drei aufeinanderfolgenden Werktagen 
unter 80 v. H. des Richtpreises, so werden nach dem 
in Artikel 13 der Verordnung Nr. 23 vorgesehenen 


Verfahren Maßnahmen zur Sanierung des Marktes 
erlassen, die für die gesamte Gemeinschaft Geltung 
haben und deren Durchführung von den von den 
einzelnen Mitgliedstaaten benannten Instanzen 
sichergestellt wird; der Verwaltungsausschuß für 
Obst und Gemüse wird unverzüglich einberufen. 

Bei diesen Maßnahmen kann es sich insbesondere 
handeln um 

a) das Verbot, bestimmte Sorten, Größen oder Güte- 
klassen der durch die gemeinsamen Qualitäts- 
normen definierten Erzeugnisse während eines 
bestimmten Zeitabschnitts innerhalb der Gemein- 
schaft in den Verkehr zu bringen; 

b) Die Gewährung einer Prämie, mit der die Ver- 
arbeitung der die Aufnahmefähigkeit des Mark- 
tes übersteigenden Erzeugnismengen gefördert 
wird. 

2. Liegt der Marktpreis für ein bestimmtes Erzeug- 
nis an drei aufeinanderfolgenden Werktagen unter 
60 V. H. des Richtpreises, so intervenieren die von 
den einzelnen Mitgliedstaaten bezeichneten Inter- 
ventionsinstanzen durch den Ankauf von Erzeug- 
nissen. 

3. Die Kommission stellt unverzüglich fest, daß die 
in Absatz 2 vorgesehene Bedingung erfüllt ist. 

Sobald diese Feststellung getroffen ist, sind die 
Interventionsinstanzen verpflichtet, die ihnen ange- 
botenen Gemeinschaftserzeugnisse zum Mindestan- 
kaufpreis aufzukaufen, sofern diese Erzeugnisse den 
gemeinsamen Qualitätsnormen entsprechen und ihr 
Inverkehrbringen nicht nach Absatz 1 Buchstabe a 
untersagt worden ist. 

Die von den Interventionsinstanzen aufgekauften 
Erzeugnisse müssen für den menschlichen Genuß un- 
brauchbar gemacht werden. 

4. Diese Ankäufe werden eingestellt, sobald der 
Marktpreis an drei aufeinanderfolgenden Werk- 
tagen einen Satz von mindestens 60 v. H. des Richt- 
preises erreicht; die Kommission hat unverzüglich 
feistzustellen, daß diese Voraussetzung erfüllt ist. 


TITEL III 

Handelsverkehr mit Drittländern 

Artikel 9 

Bei den Erzeugnissen der Tarifnummer 07.01, aus- 
genommen die Tarifstelle 07.01 A, und der Tarif- 
nummern 08.02 bis einschließlich 08.09 des Gemein- 
samen Zolltarifs heben die Mitgliedstaaten bei der 
Einfuhr aus jenen Drittländern, die gleichzeitig das 
Ursprungsland der eingeführten Erzeugnisse sind, 
alle mengenmäßigen Beschränkungen sowie Maß- 
nahmen gleicher Wirkung auf; der Rat kann auf Vor- 
schlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit 
eine hiervon abweichende Regelung beschließen. 
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Artikel 10 

1. Bei der Einfuhr der in Artikel 9 genannten Er- 
zeugnisse aus Drittländern kann eine Ausgleichs- 
abgabe erhoben werden, sofern diese Drittländer in 
unmittelbarer oder mittelbarer Form Ausfuhrprä- 
mien oder -Subventionen für diese Erzeugnisse ge- 
währen oder aber Handelspraktiken dulden, fördern 
oder vorschreiben, die eine außergewöhnliche Sen- 
kung des Preises der ausgeführten Erzeugnisse zur 
Folge haben. 

Die Einführung dieser Ausgleichsabgabe setzt je- 
doch voraus, daß die erwähnten Maßnahmen und 
Praktiken unter anderem die Produktion eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten oder den innergemein- 
schaftlichen Handel der betreffenden Erzeugnisse 
beeinträchtigen und dadurch den Wettbewerb ver- 
fälschen oder ZU verfälschen drohen. 

Die Höhe dieser Ausgleichsabgabe, für die ein 
Pauschalbetrag festgesetzt werden kann, ist für alle 
Mitgliedstaaten die gleiche. Sie ist in der Weise zu 
berechnen, daß die Auswirkungen der in den vor- 
stehenden Absätzen genannten Maßnahmen und 
Praktiken aufgehoben werden und damit die Wirk- 
samkeit des Gemeinsamen Zolltarifs in kontinuier- 
licher Weise gewährleistet wird. 

2. über die Anwendung einer Ausgleichsabgabe 
und die Festsetzung ihres Betrages wird nach dem in 
Artikel 13 der Verordnung Nr. 23 des Rats vorge- 
sehenen Verfahren entschieden. 


Artikel 11 

1. Erzeugnisse, für die gemeinsame Qualitätsnor- 
men festgesetzt wurden, werden nur dann zur Aus- 
fuhr nach Drittländern zugelassen, wenn sie diesen 
Normen entsprechen. 

Nach dem in Artikel 13 der Verordnung Nr. 23 
vorgesehenen Verfahren können jedoch Ausnahmen 
genehmigt werden; die Erfordernisse der Bestim- 
mungsmärkte sind hierbei zu berücksichtigen. 

2. Der ausführende Mitgliedstaat unterzieht die für 
die Ausfuhr nach Drittländern bestimmten Erzeug- 
nisse, bevor sie die Grenzen seines Hoheitsgebiets 
überschreiten, einer Qualitätskontrolle. 


Artikel 12 

Bei den in Artikel 9 genannten Erzeugnissen kön- 
nen anläßlich der Ausfuhr nach Drittländern Rück- 
vergütungen gewährt werden, deren Höhe nach 
Maßgabe der Preisentwicklung in der Gemeinschaft 
sowie in jenen Drittländern festzusetzen ist, die 
einen wichtigen Absatzmarkt für die Erzeugung der 
Gemeinschaft darstellen. 

Uber die Gewährung dieser Rückvergütungen so- 
wie die Festsetzung des Betrages, der von den Mit- 
gliedstaaten zu erstatten ist, wird auf der Grundlage 
der Kriterien, die der Rat bis spätestens 31. De- 
zember 1965 auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit festlegt, nach dem in Arti- 


kel 13 der Verordnung Nr. 23 vorgesehenen Verfah- 
ren entschieden. 


TITEL IV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 13 

1. Die Verordnung Nr. 25 sowie die Durchfüh- 
rungsbestimmungen zu dieser Verordnung finden 
ab 1. Januar 1966 auf den Markt für Obst und 
Gemüse Anwendung. 

In Abweichung von Artikel 5 werden jedoch bei 
der Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben a, 
b und c der Verordnung Nr. 25 auf die unter die 
vorliegende Verordnung fallenden Erzeugnisse 
sämtliche für die Finanzierung durch den EAGFL in 
Betracht kommenden Ausgaben ab 1. Januar 1966 
aus diesem Fonds finanziert. 

2. Im Rahmen der gemeinsamen MarktorganLsation 
für Obst und Gemüse sind gemäß Artikel 5 Absatz 1 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG unter Intenventio- 
nen auf dem Binnenmarkt, die den gleichen Zweck 
und die gleiche Wirkung haben wie die Erstattun- 
gen bei der Ausfuhr nach dritten Ländern, die Maß- 
nahmen auf Grund von Artikel 8 Absatz 1 Buch- 
stabe b dieser Verordnung zu verstehen. 

Der Rat legt bis spätestens 31. Dezember 1965 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17/ 
64/EWG die Modalitäten und Bedingungen für die 
Beteiligung des EAGFL fest. 

3. Die Ausgaben, die den Mitgliedstaaten durch die 
sich aus der Anwendung von Artikel 4 und Artikel 8 
Absatz 2 sowie von Artikel 7 dieser Verordnung er- 
gebenden Maßnahmen entstehen, kommen nach 
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
für die Finanzierung durch den EAGFL in Betracht, 

Der Rat legt bis spätestens 31. Dezember 1965 
gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17/ 
64/EWG die Bedingungen fest, unter denen die im 
vorhergehenden Absatz genannten Ausgaben für 
die Finanzierung in Betracht kommen. 

Artikel 14 

Die Durchführungsbestimmungen zu den Arti- 
keln 7, 8, 10 und 11 werden nach dem in Artikel 13 
der Verordnung Nr. 23 vorgesehenen Verfahren 
bis spätestens 31. Dezember 1965 erlassen. 

Artikel 15 

Der Rat kann die Liste der im Anhang aufge- 
führten Erzeugnisse ändern, die in den Artikeln 4 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 30 
vom 20. April 1962, S. 991 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586 
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und 8 genannten Prozentsätze des Richtpreises über- 
prüfen und für jedes dieser Erzeugnisse Ausnahmen 
von den Bestimmungen dieser Verordnungen fest- 
legen; er beschließt dabei mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission. 


Artikel 16 

Am Ende der im Vertrag vorgesehenen Uber- 
gangszeit prüft die Kommission an Hand der ge- 
machten Erfahrungen und der bei der Anwendung 
des Titels I erzielten Ergebnisse, ob Titel II dieser 
Verordnung beizubehalten oder zu ändern ist und 
ob bei Titel I die notwendigen Anpassungen be- 
schlossen werden sollen. 


Artikel 17 

Ab 1. Januar 1966 werden die Bestimmungen des 
Artikels 10 der Verordnung Nr. 23 auf die im An- 
hang zu dieser Verordnung aufgeführten Erzeug- 
nisse nicht mehr angewandt. 


Artikel 18 

Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen zur Anpassung ihrer Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, damit diese Verordnung ab 
1. Januar 1966 tatsächlich angewandt werden kann. 
Sie geben der Kommission die Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften, die sie in Anwendung dieser 
Verordnung erlassen haben, spätestens einen Monat 
nach ihrem Erlaß bekannt. 


Artikel 19 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Die Interventionsmaßnahmen sowie die Regelung 
des Handelsverkehrs mit Drittländern, die mit dieser 
Verordnung eingeführt werden, finden jedoch erst 
ab 1. Januar 1966 Anwendung. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Brüssel, den 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 


Anlage 


Tarif nummern des Gemeinsamen Zolltarifs 


07.01 B I 
07.01 M 
ex 08.02 A 
ex OB. 02 B 
08.04 A 

08.06 A II 
ex 08.06 B 
ex 08.07 B 


Blumenkohl 

Tomaten 

Süßorangen 

Mandarinen 

Tafeltrauben 

Apfel (außer Mastäpfel) 

Birnen (außer Mostbirnen) 

Pfirsiche 
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Entschließung des Rats 

über die Förderung der technischen Hilfsmittel 
für die Verpackung und Vermarktung 
von Obst und Gemüse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

in Erwägung folgender Gründe; 

Die Erzeugung von Obst und Gemüse stellt einen 
wichtigen Faktor des landwirtschaftlichen Einkom- 
mens in der Gemeinschaft dar. Es ist daher not- 
wendig, die Maßnahmen zu fördern, die einerseits 
die Anpassung und Ausrichtung der Erzeugung und 
andererseits die Anpassung und Verbesserung der 
Vermarktung zum Ziele haben, insbesondere die 
Maßnahmen, mit denen die technischen Hilfsmittel 
für die Beförderung, Lagerhaltung, Verpackung und 
Vermarktung von Obst und Gemüse verbessert wer- 
den sollen. 

Mit der Verordnung Nr. . . . /64/EWG soll insbe- 
sondere die Gründung von Obst und Gemüseerzeu- 
gergemeinschaften gefördert werden, deren Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Ausrichtung der Er- 
zeugung und der Sanierung des Marktes einen 
wirksamen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der 


Marktorganisation für den betreffenden Sektor dar- 
stellen können. 

Die Maßnahmen dieser Erzeugergemeinschaften 
haben eine noch stärkere Wirkurig, wenn diese ihren 
Mitgliedern geeignete technische Hilfsmittel für die 
Verpackung und Vermarktung ihrer Erzeugnisse zur 
Verfügung stellen. 

Nach der genannten Verordnung werden nur 
solche Erzeugergemeinschaften zugelassen, die eine 
ausreichende technische Ausrüstung nachweisen — 

Beschließt, daß es zweckmäßig ist, bei der Finan- 
zierung durch den EAGFL den Vorhaben Vorrang 
zu gewähren, die von den nach der Verordnung 
Nr. . . . /64/EWG zugelassenen Erzeugergemeinschaf- 
ten vorgelegt werden; Ziel dieser Verordnung ist es, 
im Rahmen der in Artikel 16 der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Gemeinschaftspro- 
gramme die Entwicklung der technischen Hilfsmittel, 
insbesondere für die Lagerhaltung, (die Beförderung, 
die Verpackung und die Vermarktung von Obst und 
Gemüse zu fördern. 
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